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Mitglieder-Info Nr.  30/2014 
Rückforderung überzahlter Leistungen gegenüber dem Leistungserbringer 

Beschluss des Bundessozialgerichtes vom 18.03.204 – B 8 SF 2/13 R 

Urteil des Sozialgerichtes Detmold vom 29.04.2014 – S 2 SO 251/12 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

die als Anlagen 1 und 2 o. g. beigefügten Entscheidungen befassen sich mit der Frage der 

Rückforderung überzahlter Leistungen durch den Sozialhilfeträger gegenüber dem 

Leistungserbringer. 

Das Bundessozialgericht geht in dem Beschluss im Falle einer stationären Leistung davon aus, 

dass der Anspruch zivilrechtlicher Natur sei und verweist den Rechtsstreit an das zuständige 

Amtsgericht. 

Das Sozialgericht Detmold geht im Falle einer ambulanten Leistung von einem öffentlich-

rechtlichen Anspruch aus. Offenbar war bei Verkündung der o. a. Beschluss des BSG noch nicht 

bekannt. Soweit das SG Detmold in RdNr. 16 ausführt, dass bei der Eingliederungshilfe keine 

zivilrechtlichen Verträge bestünden, muss dem sicher entgegengehalten werden, dass auch in 

stationären Einrichtungen der Behindertenhilfe Heimverträge und im Falle ambulanter 

Wohnbetreuung zivilrechtliche Betreuungsverträge abgeschlossen werden. 

 

Mit freundlichen Grüßen    

gez.:  

Matthias Krömer 
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